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Vertrag über die Erstellung und Lieferung einer 6cbm-Kehrma-

schine für den Gemeindebauhof 

Vertrag zwischen 

 

Markt Garmisch-Partenkirchen 

vertreten durch die 1. Bürgermeisterin Elisabeth Koch  

Rathausplatz 1 

82467 Garmisch-Partenkirchen 

- im Folgenden Auftraggeber genannt - 

 

und 

 

##wird vor Zuschlag ergänzt 

- im Folgenden Auftragnehmer genannt - 

 

 

§ 1 Vertragsgegenstand und Vertragsbestandteile 

(1) Gegenstand des Vertrages ist die Erstellung und Lieferung einer 6cbm-Kehrmaschine, im 

Wesentlichen bestehend aus dem Fahrgestell und den entsprechenden An- und Aufbauten 

entsprechend § 1 Ziff. 5 dieser Vertragsurkunde sowie ggf. des Einbaus und der Lagerung 

mitzuliefernden und/oder der beigestellten Ausrüstung. Geschuldet ist das für den Bauhofbe-

trieb vollständig zusammengestellte und bereite Gesamtwerk „Kehrmaschine“ im Sinne eines 

geschuldeten Erfolgs (im Folgenden auch als Produkt bezeichnet). Die zu erbringenden Leis-

tungen werden in ihrer Gesamtheit Vertragsgegenstand. Die Parteien sind sich einig, dass 

diese nicht nur wirtschaftlich, sondern auch rechtlich eine Einheit bilden. 

(2) Hierfür erstellt der Auftragnehmer auf Basis der Festlegungen in den Dokumenten gemäß 

§ 1 Ziff. 5 ein technisches Pflichtenheft (Ausführungspflichtenheft) für das Produkt, das eine 

spätere Umsetzung der vorgenannten Festlegungen mit einem detaillierten Fristenplan um-

fassend beschreibt (Planungsphase). Das Ausführungspflichtenheft ist dann als Anlage dem 

Vertrag beizufügen. Im Zweifelsfall hat die Anlage 1 i. V. m. der Anlage 2 Vorrang vor dem 

Ausführungspflichtenheft. 

(3) Anschließend erstellt der Auftragnehmer entsprechend dem Pflichtenheft das Produkt (Re-

alisierungsphase). Dieses darf der Anlage 1 i. V. m. der Anlage 2 – vorbehaltlich etwaiger 

nachträglicher Vertragsänderungen – nicht widersprechen. 

(4) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, den Auftraggeber, soweit dies für die Erreichung der 

Vertragsziele erforderlich ist, im erforderlichen Umfang zu beraten, ohne hierfür ein gesonder-
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tes Entgelt zu beanspruchen. Die Beratung bezieht sich auf die Erstellung, Lieferung, Anpas-

sung und Schulung, wie es im Vertrag samt Anlagen festgelegt ist. 

(5) Es gelten nacheinander und in der nachfolgenden Reihenfolge als Vertragsbestandteile: 

1. diese Vertragsurkunde (Seite 1 bis 11), ggf. konkretisiert durch Antworten auf Bieter-

fragen 

2. Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen – ausgenommen Bauleistungen – Teil B 

(VOL/B) in der bei Vertragsschluss geltenden Fassung 

3. AELP_Garmisch_Kehrmaschine (= Anlage 1), ggf. konkretisiert durch Antworten auf 

Bieterfragen 

4. Angebot (i. S. v. Ziff. 1.6.1 der Bewerbungsbedingungen) des Auftragnehmers vom 

##wird vor Zuschlag ergänzt## (= Anlage 2) – wobei vorrangig zu anderen Angebots-

inhalten das ausgefüllte Dokument „AELP_Garmisch_Kehrmaschine“ gilt – i. V. m. 

dem Zuschlagsschreiben 

(6) In den Vergabeunterlagen nicht als Vertragsbestandteile aufgeführte Unterlagen, Proto-

kolle oder Klauselwerke oder sonstige Korrespondenz im Zusammenhang mit dem Vertrags-

schluss, insbesondere Liefer-, Vertrags- und Zahlungsbedingungen des Auftragnehmers, sind 

nicht Vertragsbestandteil. 

 

§ 2 Mitwirkung und Beistellungen des Auftraggebers 

(1) Das Produkt wird entsprechend den Anforderungen des Auftraggebers vom Auftragnehmer 

erstellt. Der Auftraggeber stellt für die Unterstützung der erforderlichen Arbeiten einen An-

sprechpartner zur Verfügung (vgl. § 17). Diese Pflicht ist eine Hauptpflicht. 

(2) Die sonstige beizustellende Ausrüstung ist als Beistellung des Auftraggebers zu verstehen 

und wird dem Auftragnehmer für die Leistungserbringung im notwendigen Umfang zur Verfü-

gung gestellt. 

 

§ 3 Änderungen des Vertragsgegenstandes 

(1) Der Auftraggeber ist berechtigt, bis zur Abnahme zumutbare Änderungen des Vertragsge-

genstandes zu verlangen. Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber solche Änderungen zu 

den Konditionen und innerhalb solcher Fristen anbieten und nach schriftlicher Beauftragung 

durch den Auftraggeber realisieren, die den in diesem Vertrag kalkulierten Konditionen ent-

sprechen. Die vereinbarten Fristen verlängern sich zugunsten des Auftragnehmers, wenn die 

vereinbarte Änderung Verzögerungen verursacht, die nicht anders abgefangen werden kön-

nen und vom Auftragnehmer nicht zu vertreten sind. 

(2) Die vorzunehmenden Änderungen und damit verbundenen Fristverlängerungen werden in 

einem Änderungsprotokoll, das Vertragsbestandteil wird, festgehalten. 

(3) Änderungen sind zudem nur in dem Umfang möglich, wie sie vergaberechtlich und in An-

sehung der Bedingungen der Zuschussgewährung zulässig sind. 
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§ 4 Planungsphase 

(1) Der Auftragnehmer wird bei der Erstellung des Ausführungspflichtenheftes die von dem 

Auftraggeber gestellten Anforderungen auf Logik und Durchführbarkeit überprüfen und zeich-

net hierfür verantwortlich. Das Ergebnis dieser Überprüfung ist bei der Erstellung des Ausfüh-

rungspflichtenheftes zu berücksichtigen, wobei der Auftragnehmer verpflichtet ist, für den Auf-

traggeber vorteilhafte, für den Auftragnehmer erkennbar gewordene Änderungen 

vorzuschlagen. Im Ausführungspflichtenheft erfolgt auch eine detaillierte Terminplanung hin-

sichtlich einzelner Realisierungsschritte bis zur abnahmefähigen Fertigstellung. Das Ausfüh-

rungspflichtenheft ist bis zu einem zwischen den Parteien unverzüglich nach Zuschlag zu ver-

einbarenden Termin zu erstellen und wird nach schriftlicher Abnahme durch den Auftraggeber 

dem Vertrag als Anlage beigefügt. 

(2) Während der Erstellung des Ausführungspflichtenheftes führt der Auftragnehmer auf 

Wunsch des Auftraggebers jeweils bei der Erreichung von technisch abgrenzbaren Meilenstei-

nen eine Besprechung über das bisherige Arbeitsergebnis mit dem Auftraggeber durch. Der 

Auftraggeber verpflichtet sich, über Änderungsvorschläge des Auftragnehmers innerhalb einer 

angemessenen Überlegungsfrist zu entscheiden und dem Auftragnehmer schriftlich mitzutei-

len, ob die Erstellung des Ausführungspflichtenheftes mit oder ohne die Änderungen fortge-

setzt werden soll. Der Auftragnehmer kann eine angemessene Erhöhung der Vergütung und 

eine Verlängerung der Erstellungsfrist verlangen, wenn dies objektiv erforderlich und unter 

Beachtung von § 3 zulässig ist. 

(3) Der Auftraggeber verpflichtet sich, innerhalb angemessener Frist nach Übergabe des Aus-

führungspflichtenheftes über die Erteilung des Realisierungsauftrages zu entscheiden. 

(4) Die Rechte an dem erstellten Ausführungspflichtenheft liegen umfassend und ausschließ-

lich beim Auftraggeber. 

 

§ 5 Realisierungsphase 

(1) Der Auftragnehmer wird bei Erteilung des Realisierungsauftrages das Produkt unverzüg-

lich, spätestens bis zu den im Ausführungspflichtenheft bzw. in der Anlage 2 angebotenen und 

vereinbarten Terminen in allen Komponenten bei sich (im Werk) abnahmefähig zur Verfügung 

stellen. 

(2) Der Auftraggeber ist berechtigt, Teilleistungen, mit deren Realisierung noch nicht begonnen 

wurde und sofern gemäß § 3 zulässig, zu stornieren. Die übrigen Teilleistungen bleiben hier-

von unberührt. Dies gilt sinngemäß auch, wenn eine Teilumsetzung und Abnahme nicht wirk-

sam zustande kommt. Durch die Stornierung reduziert sich ggf. der Gesamtpreis auf der Basis 

einer Bewertung anhand von Einzelpreisen. 

(3) Der Auftraggeber behält sich vor, sich zu angemessenen Zeitpunkten über den ordnungs-

gemäßen Fertigungsfortschritt des Fahrzeuges bzw. des Aufbaus am Objekt telefonisch oder 

direkt vor Ort beim Auftragnehmer (Werk) zu informieren. 
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§ 6 Auslieferung, Gefahrenübergang, höhere Gewalt 

(1) Die Auslieferung erfolgt durch Übergabe des vertragsgemäß erstellten Produkts vom Auf-

tragnehmer an einen berechtigten Vertreter des Auftraggebers vor Ort beim Auftraggeber, so-

fern die Parteien nicht etwas anderes vereinbaren. Die entsprechende Frist (= Lieferfrist) ist 

der Anlage 2 zu entnehmen. Der Auftragnehmer informiert den Auftraggeber rechtzeitig und 

nachweisbar über jedwede ihm bekanntwerdende Lieferschwierigkeiten in der Lieferkette, die 

sich auf den vertraglich zugesicherten Übergabe- bzw. Abnahmetermin auswirken. 

(2) Die Gefahr des zufälligen Untergangs des Werkes geht mit der Übergabe auf den Auftrag-

geber über. Unabhängig von sonstigen Mängelregelungen gilt, dass solche Mängel, die nach 

Übergabe, aber vor Abnahme auftreten, dem Auftragnehmer zuzurechnen sind, sofern dieser 

nicht eine Verantwortlichkeit des Auftraggebers nachweist. 

(3) Der Auftragnehmer sorgt vor dem Übergabezeitpunkt gemäß vorstehendem Abs. 2 für 

technische und organisatorische Maßnahmen für eine Sicherung des Wirtschaftsgutes (Ver-

wahrpflicht). Dies umfasst auch etwaige beim Auftragnehmer befindliche Beistellungen des 

Auftraggebers. 

(4) Wird der Auftragnehmer, trotz Anwendung zumutbarer Sorgfalt, an der Erfüllung seiner 

Verpflichtung durch höhere Gewalt insbesondere durch den Eintritt unvorhersehbarer, außer-

gewöhnlicher Umstände (z. B. Energieversorgungsschwierigkeiten, Streik oder Aussperrung, 

Betriebsstörungen, Schneekatastrophen, behördliche Einschränkungen infolge von Pande-

mien/Epidemien, Krieg) gehindert, so verlängert sich die Lieferfrist in angemessenem Umfang. 

Dies gilt auch für bzw. bei Leistungen von Unterauftragnehmern und Zulieferern. Wird dem 

Auftragnehmer in diesen Fällen die Lieferung und Leistung unmöglich, so wird der Auftragneh-

mer von seinen Leistungspflichten befreit. Um sich auf die Regelungen nach vorstehenden 

Sätzen 1 und 2 berufen zu können, hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber in einem solchen 

Fall die Kausalität des Ereignisses für seinen Lieferverzug explizit und detailliert nachzuwei-

sen. 

 

§ 7 Abnahme 

(1) Die Übergabe gemäß § 6 Abs. 1 S. 1 stellt nicht die Abnahme dar. Vor der Abnahme ist 

der Auftraggeber nur verpflichtet, die Entgegennahme von Waren und Werk- oder Dienstleis-

tungen zu bestätigen. Etwaige Empfangsbestätigungen betreffen nicht die ordnungsgemäße 

Erfüllung des Vertrages, sie stellen insbesondere keine Abnahme dar. 

(2) Ausführungspflichtenheft: Der Auftragnehmer kann vom Auftraggeber eine Bestätigung 

verlangen, wenn der Auftragnehmer das vollständige Ausführungspflichtenheft übergeben hat. 

Der Auftraggeber hat die Pflicht, die Vollständigkeit des Ausführungspflichtenheftes zu über-

prüfen und abzunehmen. Diese Abnahme ersetzt nicht die spätere Abnahme des gesamten 

Produkts. 

(3) Abnahme der Gesamtleistung (Produkt): Der Auftragnehmer kann vom Auftraggeber die 

Abnahme verlangen, wenn der Auftragnehmer das voll funktionsfähige Produkt übergeben und 

die Funktionsfähigkeit gem. § 7 Ziff. 4 und 5 nachgewiesen hat und wenn im Anschluss daran 

das Produkt 30 Kalendertage ohne wesentliche Störung gelaufen ist (Abnahmefähigkeit des 

Produkts). 
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(4) Zur Abnahme weist der Auftragnehmer das Vorliegen der zugesicherten Eigenschaften 

sowie die einwandfreie und ordnungsgemäße Funktionsfähigkeit des Produkts nach. Die Ab-

nahme umfasst den gesamten vertraglichen Leistungsumfang. Sofern Teilabnahmen zwi-

schen den Parteien vereinbart und durchgeführt werden, bleibt trotzdem eine spätere Gesamt-

abnahme notwendig. Die Verjährungsfristen für Mängelansprüche beginnen in jedem Falle 

erst mit der Erklärung der Abnahme des gesamten Produkts. 

(5) Als Abnahmedatum gilt der Termin der vorbehaltlosen Unterzeichnung des Abnahmepro-

tokolls durch den Auftraggeber. Die Abnahme darf nicht unbillig verweigert werden. Soweit im 

Abnahmeprotokoll Mängel bzw. fehlende Funktionen oder Störungen festgehalten werden, so 

gilt als Abnahmedatum der erste Tag, an dem der letzte nicht nur unwesentliche Mangel be-

seitigt bzw. die letzte nicht nur unwesentliche fehlende Funktion fehlerfrei integriert wurde. Als 

wesentlicher Mangel gelten in jedem Fall solche Mängel, die das Betreiben und die Nutzung 

des Fahrzeuges als „Kehrmaschine“ im Einsatzbetrieb ver- oder behindern. 

(6) Das Abnahmeprotokoll muss von beiden Vertragsparteien unterschrieben werden. Jede 

Partei erhält eine Ausfertigung. 

 

§ 8 Reaktionszeiten | Wiederherstellung der Betriebsbereitschaft 

(1) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, mit der Beseitigung angezeigter Störungen entspre-

chend vereinbarter Termine, ansonsten unverzüglich zu beginnen (Reaktionszeit) und die Be-

triebsbereitschaft wiederherzustellen. 

(2) Im Falle des Verzuges kann der Auftraggeber den Ausgleich des Verzögerungsschadens 

verlangen. 

(3) Nach Durchführung der Wiederherstellungsleistungen erklärt der Auftragnehmer die Be-

triebsbereitschaft des Produkts. Wiederherstellungsleistungen des Auftragnehmers, die zu 

nicht unwesentlichen Eingriffen in das Produkt führen unterliegen der Abnahme. Bei unwe-

sentlichen Eingriffen ist statt einer Abnahme die Erklärung der Betriebsbereitschaft ausrei-

chend. In diesem Fall steht die Erklärung der Abnahme gleich. Soweit Eingriffe einer Abnahme 

unterliegen, steht dem Auftraggeber das Recht zu, das Produkt oder die vereinbarte System-

komponente innerhalb einer angemessenen Frist nach Zugang der Betriebsbereitschaftser-

klärung einer Funktionsprüfung zu unterziehen. Für die Einhaltung der vereinbarten Wieder-

herstellungszeit genügt bei erfolgreicher Beseitigung einer Störung der Zeitpunkt der Erklärung 

der Betriebsbereitschaft für die Fristwahrung. 

(4) Sind die Wiederherstellungsleistungen mangelhaft erbracht, gilt § 10 entsprechend 

(5) Der Auftragnehmer dokumentiert die durchgeführten Wiederherstellungsleistungen in an-

gemessener Art und Weise, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

(6) Die Vergütung der Wiederherstellungsleistungen während der angebotenen Gewährleis-

tungszeit und angebotener Garantiezeiten erfolgt für den Auftraggeber kostenneutral. 

(7) Dieser § 8 Abs. 1 – 5 gilt auch für den Fall, dass während der Nutzungs- bzw. Betriebszeit 

des Produkts ergänzende Serviceleistungen mit dem Auftragnehmer vereinbart werden, auch 

wenn in solchen Vereinbarungen von diesen Regelungen abweichende Regelungen enthalten 

sind. 
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§ 9 Vergütung | Zahlungen 

(1) Der Auftraggeber zahlt dem Auftragnehmer die in dem Angebot des Auftragnehmers aus-

gewiesene Vergütung zzgl. der gesetzlichen Umsatzsteuer innerhalb von 30 Kalendertagen 

nach erfolgreichem Testzeitraum (vgl. § 7 Abs. 3 a. E.), Gesamtabnahme, Durchführung der 

geschuldeten Schulungen und Zugang der ordnungsgemäßen Abrechnung (prüffähige Rech-

nung). Abschlagszahlungen sind in der Höhe des Wertes nachgewiesener vertragsgemäßer 

Leistungen einschließlich ausgewiesener Umsatzsteuer gegen Hinterlegung einer Vorauszah-

lungsbürgschaft zu gewähren. Teilabnahmen erfolgen gleichwohl nicht. 

(2) Der Gesamtpreis umfasst insbesondere: 

• die Lieferung sämtlicher, aufgrund des Auftragsgegenstandes notwendiger Doku-

mente, Dokumentationen, Betriebsanleitungen etc. (vgl. Anlage 2),  

• die Lieferung aller Bestandteile des Fahrzeugs und der An- bzw. Aufbauten (exklusive 

Beistellungen), 

• die Montage sämtlicher Komponenten inkl. Beistellungen, 

• die Teilnahme an Projektbesprechungen, 

• die Schulung/Einweisung, soweit angeboten, 

• die Übergabe in betriebsfertiger Ausführung,  

• die Unterstützung der Abnahme und 

• die Unterstützung der verantwortlichen Bediener bei der erstmaligen Inbetrieb-

nahme/Nutzung. 

(3) Angesichts der aktuellen Preisdynamik können mit Blick auf den Produktionszeitraum 

Preisschwankungen nicht ausgeschlossen werden. Es werden daher folgende Preisgleitklau-

seln vereinbart: 

a) Für das Fahrgestell gilt: 

Der im Angebot des Auftragnehmers enthaltene Angebotspreis für das Fahrgestell ist 

auf der Basis der Preise des Preisindexes für Erzeugerpreise gewerblicher Produkte 

GP 579 29 10 41 (Lastkraftwagen mit Selbstzündung) des Statistischen Bundesamtes 

(vergleiche Homepage des Statistischen Bundesamtes: www.destatis.de) zum Zeit-

punkt der Einreichung des Angebotes (Zeitpunkt gemäß Zeitstempel des eVergabe-

Systems) kalkuliert worden. Nach Veröffentlichung des Preisindexes durch das Statis-

tische Bundesamt teilt der Auftragnehmer dem Auftraggeber den zum Zeitpunkt der 

Einreichung des Angebotes gültigen Indexwert des Preisindexes für Erzeugerpreise 

gewerblicher Produkte GP 579 29 10 41 unaufgefordert mit. 

Anhand des Preisindexes GP 579 29 10 41 festzustellende Kostenänderungen führen 

zu einer Anpassung des zu zahlenden Preises zu dem nachstehend beschriebenen 

Zeitpunkt, sofern die Preisänderung mehr als 5 % des Angebotspreises beträgt.  

Nach dem Gefahrenübergang (Auslieferung des Fahrgestells an den Auftragnehmer 

als Auf-/Ausbauhersteller) wird anhand des Preisindexes GP 579 29 10 41 (Lastkraft-

wagen mit Selbstzündung) der zu zahlende Preis ermittelt und vom Auftraggeber be-

glichen. Das heißt, weicht der Preisindex zum Zeitpunkt der Lieferung des Fahrgestel-

les an den Aufbauhersteller um mehr als 5 % von dem zum Zeitpunkt der 
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Angebotseinreichung festgehaltenen Indexwert ab, wird der Angebotspreis um die Dif-

ferenz in Prozent (%) erhöht oder abgesenkt. 

b) Für die An- bzw. Aufbauten gilt: 

Der im Angebot des Auftragnehmers enthaltene Angebotspreis für den Auf- und Aus-

bau ist auf der Basis der Preise des Preisindexes für Erzeugerpreise gewerblicher Pro-

dukte GP 582 29 2 (Karosserien, Aufbauten und Anhänger) des Statistischen Bundes-

amtes (vergleiche Homepage des Statistischen Bundesamtes: www.destatis.de) zum 

Zeitpunkt der Einreichung des Angebotes (Zeitpunkt gemäß Zeitstempel des 

eVergabe-Systems) kalkuliert worden. Nach Veröffentlichung des Preisindexes durch 

das Statistische Bundesamt teilt der Auftragnehmer dem Auftraggeber den zum Zeit-

punkt der Einreichung des Angebotes gültigen Indexwert des Preisindexes für Erzeu-

gerpreise gewerblicher Produkte GP 582 29 2 unaufgefordert mit. 

Anhand des Preisindexes GP 582 29 2 festzustellende Kostenänderungen führen zu 

einer Anpassung des zu zahlenden Preises zu dem nachstehend beschriebenen Zeit-

punkt, sofern die Preisänderung mehr als 5 % des Angebotspreises beträgt.  

Nach Bereitstellung des Fahrzeugs zur Überprüfung/Abnahme wird anhand des Preis-

indexes GP 582 29 2 (Karosserien, Aufbauten und Anhänger) der zu zahlende Preis 

ermittelt und vom Auftraggeber beglichen. Das heißt, weicht der Preisindex zum Zeit-

punkt der Bereitstellung um mehr als 5 % von dem zum Zeitpunkt der Angebotseinrei-

chung festgehaltenen Indexwert ab, wird der Angebotspreis um die Differenz in Prozent 

(%) erhöht oder abgesenkt. 

Der Auftragnehmer hat im Falle der Berufung auf die Preisgleitklausel auf Anforderung des 

Auftraggebers nachzuweisen, dass er alles ihm Zumutbare unternommen hat, um die die Ver-

zögerung verursachenden Leistungen zu erhalten (z. B. Nachhalten der Bestellung und Liefe-

rung des Fahrgestells beim Hersteller/Zulieferer und zugehörige Dokumentation). 

(4) Der Auftragnehmer gewährt auf die vereinbarte Vergütung das angebotene Skonto, sofern 

die vertragsgemäß gestellte Rechnung innerhalb der hierfür geltenden Skontierungsfrist ge-

mäß Anlage 2 vollständig bezahlt wird. Die Skontierungsfrist beginnt mit Eingang der prüfba-

ren Rechnung beim Auftraggeber. Die Zahlung ist rechtzeitig geleistet, wenn der Auftraggeber 

sie innerhalb der Skontierungsfrist veranlasst hat. 

(5) Die Preisprüfung nach der Verordnung PR Nr. 30/53 über die Preise bei öffentlichen Auf-

trägen bleibt vorbehalten. 

 

§ 10 Sach- und Rechtsmängel 

(1) Ein Sachmangel liegt vor, wenn der Vertragsgegenstand nicht die in § 1 bezeichnete Be-

schaffenheit aufweist oder sich nicht zur vertraglich vereinbarten Verwendung als „Kehrma-

schine“ eignet. Ein Rechtsmangel liegt vor, wenn dem Auftraggeber die für die vertragliche 

Verwendung erforderlichen Rechte nicht wirksam eingeräumt werden konnten. 

(2) Dem Auftraggeber stehen keine Ansprüche wegen Mängeln zu, wenn er das Produkt 

• verändert hat oder 

• durch Dritte verändern ließ oder 
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• mit anderen als den gegebenen Produkten verwendet hat, 

es sei denn, der Auftraggeber weist nach, dass der Sachmangel schon im Zeitpunkt der Über-

gabe vorlag.  

(3) Ansprüche wegen Mängeln des Produkts verjähren innerhalb der gesetzlichen Fristen, es 

sei denn, der Auftragnehmer hat darüberhinausgehende Fristen angeboten. Dann gelten diese 

(Garantie). 

(4) Etwaige bekanntwerdende und auftretende Mängel sind vom Auftraggeber möglichst in 

Textform und unverzüglich nach Entdeckung an die in § 17 bezeichnete Adresse/Person mit-

zuteilen. Dem Auftragnehmer sollten die Mängel vom Auftraggeber in möglichst nachvollzieh-

barer Weise dokumentiert werden. 

(5) Im Fall eines Mangels wird der Auftragnehmer unverzüglich nach Maßgabe der gesetzli-

chen Vorschriften kostenlos nacherfüllen. Die Mängelbeseitigung durch den Auftragnehmer 

kann auch durch telefonische oder schriftliche oder elektronische Handlungsanweisung an den 

Auftraggebern erfolgen. Der Auftragnehmer trägt die zum Zweck der Nacherfüllung erforderli-

chen Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits-, Reise- und Materialkosten. 

(6) Der Auftragnehmer wird berechtigte Mängel durch zweifache Nacherfüllung beseitigen, und 

zwar entweder durch Nachbesserung oder durch Ersatzlieferung. Das Recht des Auftragge-

bers zur Rückgängigmachung des Vertrages oder zur Herabsetzung der Vergütung ist wäh-

rend dieser Zeit ausgeschlossen.  

(7) Schlägt die Nacherfüllung im Sinne von § 10 Ziff. 6 fehl, kann der Auftraggeber nach seiner 

Wahl vom Vertrag zurücktreten oder den Werklohn mindern. 

(8) Zusätzlich kann der Auftraggeber, wenn den Auftragnehmer ein Verschulden trifft, Scha-

densersatz statt der Leistung oder Aufwendungsersatz geltend machen. 

(9) Hat der Auftragnehmer einen Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die 

Beschaffenheit übernommen, bleiben die gesetzlichen Bestimmungen zu Sach- und Rechts-

mängeln und deren Verjährung unberührt. 

 

§ 11 Garantie 

(1) Leistet der Hersteller des Vertragsprodukts bzw. eines der verbauten Produkte eine Ga-

rantie, so wird der Auftragnehmer diese an den Auftraggeber weitergeben. Für diesen Fall ist 

dem Produkt eine Garantiekarte beigefügt, die der Auftraggeber verbindlich unterschrieben an 

den Auftragnehmer zurückleiten wird. Der Umfang der ggf. erteilten Garantie ergibt sich aus 

der Anlage 2 i. V. m. der Garantiekarte des Herstellers. 

(2) Ansprechpartner des Auftraggebers für alle während der Gewährleistungs- und Garantie-

frist anfallen Mängel etc. ist der Auftragnehmer. 

 

§ 12 Pflichten der Parteien 

(1) Der Auftragnehmer trägt dafür Sorge, dass zum vereinbarten Übergabezeitpunkt das Pro-
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dukt beim Auftragnehmer abnahmebereit zur Verfügung stehen wird (ein (1) Termin). Der Auf-

traggeber trägt dafür Sorge, dass die Abnahmeprüfung(en) des Produkts zum vereinbarten 

Zeitpunkt von entscheidungsbefugten Vertretern des Auftraggebers durchgeführt wird. 

(2) Der Auftraggeber ist verpflichtet, das Produkt auf seine ordnungsgemäße Funktion und 

Vollständigkeit in Ansehung der Anlagen 1 und 2 hin zu überprüfen (Abnahmeprüfung). Etwa-

ige Mängel wird der Auftraggeber dem Auftragnehmer zeitnah schriftlich und wenn zumutbar 

in einer für den Auftragnehmer nachvollziehbaren Form mitteilen. Bei Mängeln, die erst später 

offensichtlich werden, gelten § 10 Ziff. 3 und § 10 Ziff. 4.  

(3) Im Fall etwaiger Mängelrügen durch den Auftraggeber ermöglicht und gewährt dieser dem 

Auftragnehmer und dessen Personal ungehinderten Zutritt zu dem Produkt, sofern notwendig. 

(4) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, das Produkt samt etwaiger Beladung (Ausrüstung) voll-

getankt und einsatzbereit (beides auch betreffend die Beladung) zu übergeben. Etwaiges Ver-

packungsmaterial – auch von Beistellungen – ist durch den Auftragnehmer zu entsorgen. Et-

waige Beistellungen sind durch den Auftragnehmer fachgerecht und für den Auftraggeber 

kostenneutral zwischenzulagern und bei Integration in das Produkt (Verbindung, Vermischung, 

Beladung etc.) in Betriebsbereitschaft zu versetzen. Der Auftraggeber ist dazu verpflichtet, 

vertraglich sicherzustellen, dass Beistellungen Dritter in nur einer (1) Lieferung an den Auf-

tragnehmer geliefert werden. Mit eigenen Beistellungen hat der Auftraggeber entsprechend zu 

verfahren. 

(5) Der Auftragnehmer hat seine Tätigkeiten im Zusammenhang mit dem Produkt zu doku-

mentieren und die Dokumentation dem Auftraggeber vor Abnahme zur Verfügung zu stellen. 

(6) Der Auftragnehmer bestätigt bei Übergabe des Produktes schriftlich, dass dieses, soweit 

einschlägig, der EG-Maschinenrichtlinie 2006/42/EG, dem Gesetz über die Bereitstellung von 

Produkten auf dem Markt (Produktsicherheitsgesetz – ProdSG) und der Verordnung über Si-

cherheit und Gesundheitsschutz bei der Verwendung von Arbeitsmitteln (Betriebssicherheits-

verordnung - BetrSichV) entspricht. 

(7) Der Auftragnehmer hat bei der Ausführung des Auftrags alle für ihn geltenden rechtlichen 

Verpflichtungen einzuhalten, insbesondere den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern we-

nigstens diejenigen Mindestbedingungen einschließlich des Mindestentgelts zu gewähren, die 

nach dem Mindestlohngesetz, einem nach dem Tarifvertragsgesetz mit den Wirkungen des 

Arbeitnehmerentsendegesetzes (AEntG) für allgemein verbindlich erklärten Tarifvertrag oder 

einer nach § 7, § 7a oder § 11 AEntG oder einer nach § 3a ACIG erlassenen Rechtsverordnung 

für die betreffende Leistung verbindlich vorgegeben werden, sowie gem. § 7 Abs. 1 AGG und 

§ 3 Abs. 1 EntgTranspG Frauen und Männern bei gleicher oder qleichwertiger Arbeit gleiches 

Entgelt zu bezahlen. 

 

§ 13 Schadensersatz 

(1) Der Auftragnehmer haftet auf Schadensersatz aus jeglichem Rechtsgrund entsprechend 

diesen Bestimmungen: 

(2) Die Haftung des Auftragnehmers für Schäden, die vom Auftragnehmer oder einem seiner 

Erfüllungsgehilfen oder gesetzlichen Vertreter vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht wer-

den, ist der Höhe nach unbegrenzt. 
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(3) Bei Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit ist die 

Haftung auch bei einfach fahrlässiger Pflichtverletzung vom Auftragnehmer oder seines ge-

setzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen der Höhe nach unbegrenzt. 

(4) Unbegrenzt der Höhe nach ist die Haftung auch für Schäden, die auf schwerwiegendes 

Organisationsverschulden des Auftragnehmers zurückzuführen sind, sowie für Schäden, die 

durch Fehlen einer garantierten Beschaffenheit hervorgerufen wurden. 

(5) Die Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz bleibt unberührt. 

(6) Ist ein Schaden sowohl auf ein Verschulden des Auftragnehmers als auch auf ein Verschul-

den des Auftraggebers zurückzuführen, muss sich der Auftraggeber sein Mitverschulden an-

rechnen lassen. 

 

§ 14 Pauschalierter Schadensersatz 

Wenn der Auftragnehmer aus Anlass des diesem Vertrage zugrundeliegenden Vergabever-

fahrens nachweislich eine Abrede getroffen hat, die eine unzulässige Wettbewerbsbeschrän-

kung darstellt, hat er 15 % der Brutto-Auftragssumme an den Auftraggeber zu zahlen, es sei 

denn, dass ein Schaden in anderer Höhe nachgewiesen wird. Dies gilt auch, wenn der Vertrag 

gekündigt wird oder bereits erfüllt ist. 

 

§ 15 Vertragsstörung 

(1) Der Auftraggeber ist für den Fall der Überschreitung vereinbarter Zeiträume zur Leistungs-

erbringung und im Rahmen der Gewährleistung und/oder Garantie zur Geltendmachung einer 

Vertragsstrafe berechtigt. Diese wird für den Fall der Überschreitung der vom Auftragnehmer 

in seinem Angebot genannten Ausführungsfrist durch den Auftraggeber bei der Begleichung 

der Endrechnung verrechnet. 

Für jede vollendete Woche der Überschreitung der Ausführungsfrist beträgt die Vertragsstrafe 

½ von Hundert (0,5 %) des Wertes (brutto) desjenigen Teils der Leistung, die nicht genutzt 

werden kann, höchstens jedoch 5 % dieses Wertes. Wenn die in Verzug geratene Teilleistung 

die bestimmungsgemäße Nutzung der Gesamtleistung unmöglich macht, bezieht sich die Ver-

tragsstrafe auf die gesamte Leistung. 

(2) Soweit in diesem Vertrag und/oder seinen Anlagen feste Termine vereinbart sind, kommt 

der Auftragnehmer bei Verzögerungen, die er zu vertreten hat, ohne weitere Mahnung in Ver-

zug. Der Auftragnehmer hat eine Verzögerung auch dann zu vertreten, wenn seine Leistung 

von einer vorherigen Mitwirkungshandlung des Auftraggebers abhängt, solange der Auftrag-

nehmer die Mitwirkung nicht schriftlich eingefordert hat. 

(3) Der Auftraggeber ist berechtigt, sich nach Setzen einer angemessenen Frist vom Vertrag 

ganz oder teilweise zu lösen, wenn der Auftragnehmer den Bereitstellungs- oder Abnahmeter-

min, der im Ausführungspflichtenheft vereinbart ist, um mehr als 14 Kalendertage überschrei-

tet, ohne dass die Abnahmefähigkeit des Produkts gegeben ist und er dies zu vertreten hat. 

Als angemessene Nachfrist gilt im Regelfall eine Frist von 15 Arbeitstagen (Maßstab: Sitz des 

Auftraggebers, Mo. – Fr.). 
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(4) Im Falle, dass nachträgliche Änderungen oder die Ausübung des Wahlrechts gem. § 4 

Ziff. 2 den Fristenplan verlängern, wird auch der Abnahmetermin entsprechend verlängert. 

(5) Für jeden angefangenen Kalendertag der Überschreitung der geschuldeten Reaktionszei-

ten beträgt die Vertragsstrafe ½ von Hundert (0,5 %) des Auftragswertes des gesamten Fahr-

zeuges (inkl. USt.), höchstens jedoch 5 % dieses Wertes. 

(6) Weitergehende Ansprüche des Auftraggebers bleiben unberührt. Vom Auftragnehmer ge-

mäß dieses Paragraphen zu zahlende oder bereits gezahlte Vertragsstrafen werden auf etwa-

ige Schadensersatzansprüche angerechnet. 

(7) Die Geltendmachung weiterer Ansprüche, insbesondere auf Schadensersatz, nach Maß-

gabe der gesetzlichen Vorschriften, behält sich der Auftraggeber ausdrücklich vor. 

 

§ 16 Haftpflichtversicherung 

Der Nachweis einer Haftpflichtversicherung gemäß Eigenerklärung 4.2.2 der Bewerbungsbe-

dingungen des diesem Vertrag zugrundeliegenden Vergabeverfahrens wird vereinbart. Der 

Versicherungsschutz ist während der Vertragslaufzeit sowie bis zum Ablauf der Gewährleis-

tungs- und/oder einer Garantiezeit aufrechtzuerhalten. 

 

§ 17 Verantwortlicher Ansprechpartner 

 Ansprechpartner des 

Auftraggebers 

Ansprechpartner des 

Auftragnehmers 

Name ##wird vor Zuschlag ergänzt ##wird vor Zuschlag ergänzt 

Position   

Organisationseinheit   

Telefonnummer   

Faxnummer   

E-Mail   

Anschrift   

 

§ 18 Gerichtsstand, Aufrechnung und Zurückbehaltungsrechte,  

Ausschluss des UN-Kaufrechts, Erfüllungsort 

(1) Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus und im Zusammenhang mit diesem Vertrag ist am 

Sitz des Auftraggebers. 
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(2) Zurückbehaltungs- und Leistungsverweigerungsrechte des Auftragnehmers sind ausge-

schlossen, es sei denn, der Auftraggeber erkennt die zugrundeliegenden Gegenansprüche an 

oder diese sind rechtskräftig festgestellt. 

(3) Ebenfalls ausgeschlossen ist die Aufrechnung gegen Forderungen des Auftraggebers, es 

sei denn, eine solche ist rechtskräftig festgestellt oder durch den Auftraggeber anerkannt 

(4) Dieser Vertrag unterliegt deutschem Recht unter Ausschluss abverweisenden internatio-

nalen Privatrechts. Das UN-Kaufrecht wird ausgeschlossen. 

(5) Erfüllungsort ist am Sitz des Auftraggebers. 

 

 

§ 19 Schlussbestimmungen 

(1) Sämtliche Vereinbarungen zwischen den Parteien sind in dieser Vertragsurkunde und den 

in § 1 Ziff. 5 genannten Dokumenten enthalten. Weitergehende Vereinbarungen bestehen 

nicht. 

(2) Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. Die Abschaffung 

dieses Schriftformerfordernisses bedarf ebenfalls der schriftlichen Form. 

(3) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam sein oder 

werden, so soll hierdurch die Gültigkeit der übrigen Regelungen nicht berührt werden. Die 

unwirksame Bestimmung ist durch eine Regelung zu ersetzen, die zulässig ist und dem wirt-

schaftlichen Zweck der weggefallenen Bestimmung möglichst nahekommt. 

 

 

 

_____________________    _____________________ 

Ort, Datum    Ort, Datum 

 

 

______________________      ______________________ 

Markt Garmisch-Partenkirchen ##wird vor Zuschlag ergänzt## 

Auftraggeber Auftragnehmer  


